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43. Bundesgesetz: Bedeckung des Abganges des Milchwirtschaftsfonds.
4 4 . Bundesgesetz: Aufhebung der Verordnung über den Oder-Donau-Kanal.
45. Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes über die Berechtigung zur Führung der Standesbezeichnung

„Ingenieur".
4 6 . Verordnung: Errichtung einer Bundespolizeibehörde mit vollem Wirkungskreis (Bundespolizeikommissariat)

in Eisenstadt.
4 7 . Verordnung: Neuerliche Verlängerung der Verordnung, betreffend die Regelung der Arzneipreise in Apotheken.
4 8 . Verordnung : Unterstellung einer Gruppe von dem Kollektivvertrag unterliegenden Bediensteten des Bundes

dem Anwendungsbereich des Vertragsbedienstetengesetzes 1948.

4 3 . Bundesgesetz vom 16. Feber 1955, be-
treffend die Bedeckung des Abganges des

Milchwirtschaftsfonds.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Zur Deckung des Abganges des Milch-
wirtschaftsfonds (Bundesgesetz vom 12. Juli 1950,
BGBl. Nr. 167) in den Geschäftsjahren 1954 und
1955 leistet der Bund einen einmaligen Beitrag
von 20 Millionen Schilling.

§ 2. Das Bundesministerium für Finanzen wird
ermächtigt, den Betrag von 20 Millionen Schil-
ling zu Lasten des finanzgesetzlichen Ansatzes
Kapitel 18, Titel 10, § 3 „Milchpreisausgleich"
zu verrechnen.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Raab Kamitz

44. Bundesgesetz vom 16. Feber 1955,
womit die Verordnung über den Oder-

Donau-Kanal aufgehoben wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Verordnung über den Oder-Donau-
Kanal vom 18. April 1941, Deutsches RGBl. II
S. 95, wird aufgehoben.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau betraut.

Körner
Raab Illig

4 5 . Bundesgesetz vom 16. Feber 1955,
womit das Bundesgesetz vom 7. Juli 1948,
BGBl. Nr. 171, über die Berechtigung zur
Führung der Standesbezeichnung „Ingenieur"

abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 7. Juli 1948, BGBl.
Nr. 171, über die Berechtigung zur Führung der
Standesbezeichnung „Ingenieur" wird abgeändert
wie folgt:

§ 3 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau verleiht die Berechtigung zur Füh-
rung der Standesbezeichnung ,Ingenieur' jenen
Absolventen einer höheren Abteilung technischer
und gewerblicher Lehranstalten mit vierjährigem
Bildungsgang, die nach den im § 2 lit. c genann-
ten Terminen die Reifeprüfung bestanden haben,
wenn sie eine ihrer • Fachrichtung entsprechende
praktische Betätigung von mindestens fünf Jah-
ren nachweisen und in dieser Zeit eine Wirksam-
keit entfaltet haben, die höhere fachliche Kennt-
nisse voraussetzt. Für Absolventen einer höheren
Abteilung technischer und gewerblicher Lehr-
anstalten mit einem fünfjährigen Bildungsgang
vermindert sich die Dauer der erforderlichen
Praxis unter den sonst gleichen Voraussetzungen
auf vier Jahre."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau betraut.

Körner
Raab Illig
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46 . Verordnung der Bundesregierung vom
26. Oktober 1954, womit eine Bundes-
polizeibehörde mit vollem Wirkungskreis
(Bundespolizeikommissariat) in Eisenstadt

errichtet wird.

Auf Grund des Art. 102 Abs. 6 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929 im Zusammenhalt mit dem burgenländi-
schen Landesgesetz vom 19. August 1954,
LGBl. Nr. 1/1955, womit Geschäfte des
selbständigen Wirkungsbereiches der Freistädte
Eisenstadt und Rust an die dort zu errichtende
Bundespolizeibehörde übertragen werden, wird
verordnet:

§ 1. In Eisenstadt wird ein Bundespolizei-
kommissariat errichtet.

§ 2. Der örtliche Wirkungsbereich des Bundes-
polizeikommissariates in Eisenstadt umfaßt das
Gemeindegebiet der Freistädte Eisenstadt und
Rust.

§ 3. Der sachliche Wirkungsbereich umfaßt die
Aufgaben, die den Bundespolizeibehörden durch
Bundes- und nach Maßgabe des burgenländischen
Landesgesetzes LGBl. Nr. 1/1955 durch burgen-
ländische Landesgesetze übertragen sind.

§ 4. Zur Besorgung des polizeilichen Außen-
dienstes werden dem Bundespolizeikommissariat
Eisenstadt uniformierte Sicherheitswachebeamte
und Kriminalbeamte beigegeben.

Raab Schärf Helmer Gerö
Maisel Kamitz Thoma
Illig Waldbrunner Figl

47 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 21. Feber
1955, womit die Verordnung vom 23. Fe-
ber 1950, BGBl. Nr. 79, betreffend die
Regelung der Arzneipreise in Apotheken,

neuerlich verlängert wird.

Auf Grund des § 7 des Gesetzes vom 18. De-
zember 1906, RGBl. Nr. 5/1907, betreffend die
Regelung des Apothekenwesens, wird verordnet:

Im § 9 der Verordnung der Bundesministerien
für . soziale Verwaltung und für Inneres vom
23. Feber 1950, BGBl. Nr. 79, in der Fassung
der Verordnung vom 22. Feber 1954, BGBl.
Nr. 48, sind die Worte „31. März 1955" durch
die Worte „31. Dezember 1955" zu ersetzen.

Maisel

4 8 . Verordnung der Bundesregierung vom
1. März 1955, mit der eine Gruppe von dem
Kollektivvertrag unterliegenden Bediensteten
des Bundes dem Anwendungsbereich des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 unter-

stellt wird.

Auf Grund des § 1 Abs. 5 des Vertragsbedien-
stetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86/1948, wird
verordnet:

§ 1. Auf die im Bereiche des Bundesministe-
riums für Land- und Forstwirtschaft bei der
Verwaltung der Bundesgärten ständig verwen-
deten Arbeiter finden die Bestimmungen des Ver-
tragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86/48,
Anwendung.

§ 2. Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1955
in Kraft.

Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Maisel Kamitz Thoma
Illig Waldbrunner Figl


